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Matthäus 22, 15-22

Liebe Gemeinde!

Es ist klar: es geht um Glaube und Politik, Kirche und Staat. Ein umstrittenes, ein brisantes Thema. Wenn man hört, was Jesus sagt, hat man zunächst den Eindruck: er weicht aus, er gibt eine diplomatische Antwort, er drückt sich um eine klare Stellungnahme. So hat man diesen Text dann auch jahrhundertelang im Sinne eines Sowohl - Als auch verstanden: Sowohl der Kaiser - als auch Gott - zwei Reiche, die nebeneinander stehen und die man nicht verwischen soll. Hier der Kaiser, der Staat, die Politik: bisweilen ein schmutziges Geschäft, in dem es um Macht geht und Vorteile, ein Geschäft nach eigenen Regeln, bei denen die Bibel nur hinderlich sein kann - dort Gott, die Kirche, der Glaube; für die Fragen des Staates, der Politik und der Wirtschaft angeblich nicht zuständig, weil es hier nur um den inneren Menschen und den Frieden seiner Seele gehen soll.
Kirche und Staat, Glaube und Politik - das ist „das“ Konfliktthema der Christentumsgeschichte, durch 2000 Jahre hin. In den ersten Jahrhunderten vom römischen Staat verfolgt, wurde nach der konstantinischen Wende aus der verfolgten Kirche eine Staatsreligion. Im Mittelalter der Dauerkonflikt zwischen Kaiser und Papst - und der anmaßende Anspruch des Papstes, Kaiser abzusetzen und sich von allen Fürsten die Füße küssen zu lassen. In der Reformation Luthers Unterscheidung der beiden Reiche: „das geistliche, welches Christen und fromme Leute macht durch den Heiligen Geist ... und das weltliche, welches den Unchristen und Bösen wehrt, dass sie äußerlich müssen Frieden halten“. Im Gefolge der Reformation das Bündnis von Thron und Altar - der deutsche Kaiser als höchster Bischof der evangelischen Kirche - bis es 1918 zur Trennung von Staat und Kirche kam. Doch nur kurze Zeit danach der totalitäre Anspruch des Staates unter Adolf Hitler, das gesamte öffentliche und private Leben zu bestimmen und die Einflussmöglichkeiten der Kirche auszuschalten. Darauf reagierte die Bekennende Kirche in diesen Tagen vor genau 74 Jahren mit der These: „Wir verwerfen die falsche Lehre, als solle und könne der Staat über seinen besonderen Auftrag hinaus die einzige und totale Ordnung menschlichen Lebens werden und also auch die Bestimmung der Kirche erfüllen.“
Kirche und Staat, Glaube und Politik - das ist eine Spannung, die die gesamte Geschichte des Christentums durchzieht.

Angefangen hat alles mit der scheinbar harmlosen Frage: „Ist es erlaubt, dem Kaiser Steuern zu zahlen oder ist es verboten?“ Jesu Antwort ist keineswegs so diplomatisch, wie es auf den ersten Blick scheinen mag. Er nimmt eindeutig Stellung - aber um das zu verstehen, müssen wir etwas von dem geschichtlichen Hintergrund dieser Szene wissen.

Die Steuer, die die römische Besatzungsmacht in Palästina einführte, bestand aus einer Bodensteuer, auch Ernteertragssteuer, und einer Kopfsteuer, die jeder Erwachsene mit Vermögen und Einkommen zu zahlen hatte. Die Juden waren aber der Überzeugung, dass Land und Volk Israel allein Gott gehöre. Die Steuerfrage war somit eine Glaubensfrage. Wegen der römischen Besteuerung war die zelotische Bewegung entstanden, die zur Steuerverweigerung aufrief und den Kampf mit der römischen Besatzungsherrschaft führte. Das ist der geschichtliche Hintergrund unserer Erzählung. Die Fragesteller erwarten als Antwort auf ihre Frage von Jesus ein „Nein“. „Nein, es ist nicht erlaubt, dem Kaiser Steuern zu zahlen!“ Hätte Jesus so geantwortet, dann hätten sie darin einen Anlass gesehen, ihn als Aufrührer bei der römischen Besatzungsmacht zu beschuldigen.

Hätte Jesus aber geantwortet: „Ja, man soll die Steuer zahlen“ - dann hätte er sich in ihren Augen zum römischen Kaiser bekannt: ein Verräter an der nationalen Sache der Juden.

Doch Jesus tappt nicht in die vorbereitete Falle, sondern entlarvt seine Fragesteller als Heuchler. Er fordert sie auf: „Zeigt mir die Steuermünze!“ Und siehe da: sie reichen ihm einen Denar. Sie tragen die Steuermünzen in ihren Taschen. Das beweist: Sie haben die Frage in ihrem Leben längst beantwortet. Sie geben zu erkennen, dass sie mit dem Geld des Kaisers längst umgehen.
Und als ob er noch nie einen Denar gesehen hätte, fragt Jesus: „Wessen Bild und Aufschrift ist das?“ Diese Frage nach dem Bild ist für jeden Juden eine heikle Frage, denn sie lässt ihn sofort an das zweite Gebot denken: „Du sollst dir kein Bildnis machen..., bete sie nicht an und diene ihnen nicht.“ Auf dem Denar damals war der römische Kaiser Tiberius als Gottheit dargestellt - und die Aufschrift lautete: „Kaiser Tiberius, des göttlichen Augustus anbetungswürdiger Sohn“. Für jeden Juden war das ein Affront gegen das erste Gebot und Gotteslästerung.
„Gebt dem Kaiser, was des Kaisers ist“, sagt Jesus - was soviel bedeutet wie: „Wenn ihr das Geld des Kaisers genommen habt, dann müsst ihr ihm auch Steuern zahlen; wenn ihr euch schon auf die Ebene des Geldes und der Wirtschaft einlasst, wenn ihr die Einrichtungen des Staates in Anspruch nehmt, dann müsst ihr auch die Konsequenzen tragen und dem, der dieses System verantwortet, nämlich dem Kaiser, auch Geld dafür zahlen.“
Damit könnte die Antwort beendet sein, doch Jesus fügt noch einen Satz hinzu: „Was aber Gottes ist, das gebt Gott!“

Dieser Satz ist die eigentliche Pointe der Geschichte. Gott ist mehr als jeder Kaiser, jeder Politiker, mag er sich auch mit höchsten Titeln schmücken. Steuern für den Kaiser: ja - aber keine Verehrung. Den Staat unterstützen: ja - aber der Staat hat keinen Anspruch auf das ganze Leben. Der Staat ordnet die Lebensverhältnisse, Gott aber hat das Leben erschaffen. Der Staat verteilt Ressourcen, Gott aber hat sie ermöglicht. Dem Staat, in dem ich lebe, schulde ich Unterstützung. Gott aber, von dem ich lebe, schulde ich Dank.

Der Denar trägt das Bild des Kaisers, der Euro trägt das Bild des Bundesadlers, der Mensch aber ist das Bild, das Ebenbild Gottes. Er gehört weder dem Kaiser noch dem Staat, er gehört zu Gott.

Hinter der Frage: Sollen wir dem Kaiser Steuern zahlen oder nicht? steckt eigentlich die andere Frage: Willst du dich und dein Leben bestimmen lassen von totem Geld und irdischer Macht - oder willst du Ebenbild deines Schöpfers sein, frei, gütig und voll Vertrauen?

Soll die Kirche sich in die Politik einmischen - oder nicht? Diese Streitfrage ist so alt wie die Kirche selbst. Mir ist aufgefallen, dass es immer die jeweiligen Machthaber gewesen sind, die die Kirche vor einer Einmischung in staatliche Belange gewarnt haben. Als Bismarck Schwierigkeiten mit der katholischen Kirche und mit sozial eingestellten Pastoren hatte, erließ er den „Kanzelparagraphen“, der eine Kritik des Staates durch Pfarrer und Priester unter Strafe stellte.

Um ein aktuelles Beispiel zu geben: Seitdem wir in der Evangelischen Kirche von Westfalen die Bildungspolitik der gegenwärtigen Landesregierung deutlich kritisiert haben, ist das Verhältnis zur Landesregierung merklich abgekühlt. Der Beauftragte der Evangelischen Kirchen wurde einbestellt, der Ministerpräsident hat sich beschwert, Gespräche wurden abgesagt.

Die Enthaltsamkeit der Kirche wird gefordert, um eine bestimmte Politik nicht zu stören. So ist die Frage der Politik in der Kirche weitgehend eine Sache der Perspektive, von der aus man die Frage betrachtet. Die Tausende von Pastoren, die im Kaiserreich die Untertanen zum Gehorsam aufforderten und Franzosenhass predigten, entgingen dem Vorwurf des Politisierens. Das Bündnis von Thron und Altar wurde als gottgewollt hingenommen und selbstverständlich nicht in Frage gestellt. Politischer war die Kirche nie - aber das wurde damals nicht kritisiert.
Der Vorwurf der Politisierung der Kirche kommt in der Regel mehr von rechts als von links, aus der konservativen Ecke; kommt von denen, die an die Eintracht zwischen weltlicher und geistlicher Macht gewöhnt waren oder sind.

Wo im Bewusstsein das Bündnis von Thron und Altar fast nahtlos übergegangen war in das Bündnis von Partei und Altar, meist eine bestimmte Partei, wurde immer dann über die politisierte Kirche geklagt, wo dieses neue Bündnis nicht funktioniert. Doch sich auf die letzten Dinge zurückzuziehen und die vorletzten den Politikern und Wirtschaftsleuten überlassen, das ist der Kirche schlicht nicht erlaubt. Sonst wäre Religion tatsächlich, wie Kommunisten und Nazis in sonst ungewohnter Eintracht sagten, „Privatsache“, und den Glauben träfe zu Recht das Urteil von Karl Marx: „Opium des Volkes“ zu sein.
Nein, im Gegenteil: Ich behaupte, die angeblich unpolitische Kirche ist eine ungläubige Kirche, weil sie verleugnet, dass Gott auch etwas mit den Verhältnissen in der Wirtschaft, im Verkehr, mit den Arbeitsverhältnissen und mit der Verteidigungspolitik zu tun hat. Natürlich gibt es keine biblische Steuerreform, aber es gibt eine Steuerreform gegen die Bibel. Es gibt keine christliche Verkehrspolitik, aber es gibt eine Verkehrspolitik zu Lasten der Umwelt, zu der wir als Christen gar nicht schweigen können. Und dass die Bibel etwas zu den Fragen von Krieg und Frieden zu sagen hat, ist spätestens seit den beiden Golf-Kriegen der Familie Bush vielen wieder klar geworden. Wer das Evangelium in den Konfliktfragen dieser Zeit verschweigt oder zurückhält, der verschweigt Gott, aus Angst, bei denen anzustoßen, die anderer Meinung sind.

An dieser Stelle möchte ich eine Sorge äußern. Ich habe den Eindruck, dass wir in der Evangelischen Kirche in den Gemeinden immer unpolitischer werden. Eine Einmischung in die Konflikte vor Ort findet kaum noch statt. Die Predigten, die ich zur Zeit höre, sind voller Harmlosigkeit. Alle Probleme, alle Streitfragen werden weggesungen oder weggegospelt. Die Landessynode und die Kirchenleitung mögen sich zur Energiepolitik oder zur Kinderarmut äußern, in den Gemeinden scheint es kaum jemanden zu interessieren. Denkschriften der EKD bleiben unbekannt. Hätte sich die Kirche in den vergangenen 2000 Jahren so unpolitisch verhalten, wäre sie so ängstlich gewesen, würde sie heute nur noch als kleine, unbedeutende Sekte existieren. In Wahrheit lebt die Kirche bis heute von den Zeiten, in denen sie gegen den Strom zu schwimmen wagte. Das darf nicht in Vergessenheit geraten!
„Gebt dem Kaiser, was des Kaisers ist!“ Liebe Gemeinde! Was sollen wir dem Kaiser geben? Inzwischen sind wir ja selber der Staat, sind Bürger, nicht Untertanen. Wir geben einen Teil unserer Souveränität auf Zeit an Mitbürger ab, damit sie die Politik durchführen, die wir gemeinsam bestimmen. Das darf sich nicht nur darin erschöpfen, zur Wahl gehen, die Gesetze zu halten und regelmäßig seine Steuern zu zahlen. Das ist das Verhalten eines Untertans, aber nicht eines kritischen Staatsbürgers, der sich in die Politik einmischt, sich an der öffentlichen Diskussion beteiligt, in Gruppen und Parteien mitarbeitet und so Verantwortung wahrnimmt. Christen beanspruchen dabei keine Sonderrechte, aber sie haben, so denke ich, in einem demokratischen Staat besondere Aufgaben. Drei davon will ich nennen: Christen haben 1. die Aufgabe, ein besonderes Gespür für die Probleme Schwacher, Armer und Benachteiligter zu entwickeln. Sie sind 2. dazu aufgerufen, politische Programme und Entwicklungen darauf zu befragen, wie sie sich mit dem Gebot Gottes vertragen. Und sie sollen 3. dafür sorgen, dass politische Gegensätze sachlich und fair ausgetragen werden und im politischen Gegner immer noch der Mensch gesehen wird. Dabei dürfen sie in konkreten Fällen den Konflikt mit dem Staat oder auch mit der Öffentlichkeit nicht scheuen. Denn es heißt nicht nur: „Gebt dem Kaiser, was des Kaisers ist!“, sondern auch: „Aber Gott, was Gottes ist!“
Amen.
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